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Teil 1. Gegenstand und Ziel der Arbeit 

»Wirtschaftlichkeit muss eine Rolle spielen«1 - »Es könne beim Rettungs-
dienst nicht darum gehen, Kosten zu Lasten der Qualität zu sparen.«2 In 
diesen beiden Zitaten spiegelt sich ziemlich genau wider, welche Themen 
im Rettungsdienst derzeit bewegen. Dass erstere Ansicht von Seiten der 
Krankenkassen als Kostenträger des Rettungsdienstwesens vertreten wird 
und sich letztere den Leistungserbringern zuordnen lässt, verwundert 
nicht. 

Dabei ist es einer Lösung nicht gerade zuträglich, dass die Kostenträger 
im Rahmen der Organisation überwiegend außen vor bleiben, während die 
Aufgabenträger, in der Regel die Landkreise, von der Kostenlast weitge-
hend unberührt für die Organisation verantwortlich sind. Diese Spaltung 
beruht auf der Verteilung der Gesetzgebungskompetenzen zwischen Bund 
und Ländern. Der gesetzliche Rahmen für die Erbringung von Rettungs-
dienstleistungen ist durch die Verknüpfung bundesrechtlicher sowie lan-
des- und kommunalrechtlicher Regelungen nicht nur auf den ersten Blick 
kompliziert. Hinzu kommen vermehrt europarechtliche Einflüsse. So hat 
sich in jüngster Zeit aus dem Unionsrecht die Notwendigkeit ergeben, 
Ausschreibungen durchzuführen. Damit bekam zugleich die Seite Auf-
wind, in deren Interesse es stand, möglichst wirtschaftlich zu arbeiten, da 
sich mit Ausschreibungen wirtschaftlich arbeitende Leistungserbringer 
ermitteln lassen. 

Letztlich führt dies zu einer Verschränkung von Normen verschiedens-
ter Gesetzgebungshierarchien, die komplexe Fragestellungen aufwerfen. 
Diese betreffen eben insbesondere Fragen der Finanzierung der Leistung 
hinsichtlich der Ansprüche von Versicherten und Leistungserbringern, 

____________________ 

1  So Bodo Rotter, Referent Ambulante Versorgung der VdEK-Landesvertretung 
Niedersachsen, zitiert nach Poguntke, „Wirtschaftlichkeit muss eine Rolle 
spielen“: Verband der Ersatzkassen skeptisch gegenüber Bereichsausnahmen, 
Rettungsdienst 2014, 216 (216). 

2  So der Organisator einer Demonstration gegen Ausschreibungen im Rettungs-
dienst, zitiert nach http://www.skverlag.de/rettungsdienst/meldung/news 
artikel/demo-gegen-ausschreibungen-im-rettungsdienst.html, Zugriffsdatum 
19.3.2014. 
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aber auch hinsichtlich der Organisation unter anderem im Rahmen der 
Auswahl von Leistungserbringern. 

Außerdem haben Professionalisierungstendenzen, die im Erlass des 
Notfallsanitätergesetzes ihren bisherigen Höhepunkt erreicht haben, wie-
der zunehmend in Frage gestellt, ob angesichts des vertieften Schwer-
punkts der medizinischen Versorgung tatsächlich eine Einordnung als rei-
ne Transportleistung noch angemessen ist. Während dies nämlich zunächst 
das Hauptziel des Rettungswesens darstellte, hat man zuvor mit dem Ret-
tungsassistentengesetz und nun noch intensiver mit dem Notfallsanitäter-
gesetz die Ausbildung des Rettungsdienstpersonals ausgebaut. Dies stellt 
nicht nur die Regelungen des SGB V in Frage, die immer noch dem 
Transportgedanken verhaftet sind. Vielmehr bestärkt dies auch die Auffas-
sung, dass zunehmend die Qualität der präklinischen Versorgung in den 
Mittelpunkt rückt. Diese Entwicklungen erwecken sogar den Eindruck, 
dass sie das Potential haben, die Positionen Wirtschaftlichkeit einerseits 
und Qualität andererseits noch mehr zu polarisieren denn anzunähern. 

Der erste Schwerpunkt der Arbeit ist daher in Teil 3 die Beziehung der 
Versicherten zu den Krankenkassen bezüglich des Anspruchs auf Fahrkos-
tenübernahme. Hier zeigen sich auch deutlich die verschiedenen Arten 
von Fahrten und Transporten, die von den Krankenkassen übernommen 
werden. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Beziehung der Krankenkassen 
zu den die Fahrten durchführenden Leistungserbringern, er bildet Teil 4 
der Arbeit. Insbesondere auf dem Gebiet der Einbeziehung der Leistungs-
erbringer in die Versorgung sowie im Rahmen der Finanzierung finden 
sich die Schnittstellen zu landesrechtlichen, organisatorischen Regelun-
gen, die es darzustellen gilt. 

In Teil 5 soll nach diesen allgemeinen Ausführungen auf spezielle, aus-
gewählte Probleme eingegangen werden. Als Überschneidung der beiden 
Beziehungsstränge wird als Kernproblem unter A. die Fehlfahrt herausge-
arbeitet. Infolge kontroverser Urteile und Ansichten hinsichtlich der An-
satzfähigkeit innerhalb der Vergütung der Leistungserbringer und der Er-
füllung der Anspruchsvoraussetzungen für eine Fahrkostenübernahme der 
Krankenkassen herrscht über die Auswirkung Unklarheit. Dahinter steht 
die Frage, ob die Kosten hierfür der Versichertengemeinschaft zugemutet 
werden können oder vielmehr von der Allgemeinheit über Steuermittel zu 
tragen sind. Weiter verkompliziert wird die bisher aufgefundene Lage 
durch neue Entwicklungen, die sich aus dem Einfluss des Unionsrechts 
ergeben und die Vergabe von öffentlichen Aufträgen und Dienstleistungs-
konzessionen betreffen, wie unter B. gezeigt. Nicht nur, dass hierdurch 
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korrekt durchgeführte Ausschreibungen auch im Rettungsdienstwesen 
notwendig wurden. Darüber hinaus hat sich auch die Frage gestellt, ob ei-
ne Rekommunalisierung ein Ausweg aus diesem Ausschreibungserforder-
nis ist. Diese als relativ unproblematisch angenommene Möglichkeit be-
darf aber durchaus einer kritischen Betrachtung. 
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Teil 2. Einführung in die Thematik 

Zunächst sollen die maßgeblichen Vorgaben und Normen für die Erbrin-
gung rettungsdienstlicher Leistungen dargestellt werden. Ebenso sollen 
die wesentlichen Begriffe klargestellt werden. Gerade die Unterscheidung 
zwischen den einzelnen Arten der Beförderung ist wesentlich. 

A. Rechtsquellen 

Ein Hauptproblem stellt die Vielfalt unterschiedlicher Rechtsquellen dar, 
die im Rettungsdienstwesen eine Rolle spielen. Dabei handelt es sich zu-
nächst um bundesrechtliche Normen, nämlich insbesondere das SGB, das 
PBefG (dazu Teil 4 A.) sowie berufsrechtliche Regelungen (jetzt  
NotSanG, dazu C. II.). Eine weitere Rolle spielt die Krankentransport-
richtlinie basierend auf § 92 Abs. 1 S. 2 Nr. 12 SGB V, die den Anspruch 
auf Übernahme der Kosten durch die Krankenkasse konkretisiert, indem 
sie die Verordnungsfähigkeit regelt, § 1 S. 1 KT-RL. Dies wird in Teil 3 
dargestellt. Maßgeblich prägend für die rechtliche Lage war vor allem, 
dass nach dem Sechsten Gesetz zur Änderung des Personenbeförderungs-
gesetzes vom 25.7.1989 nur noch Krankenbeförderungen unter das PBefG 
fallen, die sich dem Taxi- oder Mietwagenverkehr zuordnen lassen und 
nicht dem Begriff des qualifizierten Krankentransports unterfallen.3 Der 
Bund hat sich damit aus dem Bereich des Rettungsdienstes zurückgezo-
gen, für deren Regelung er grundsätzlich auch nach Art. 72, 74 Nr. 11 und 
22 GG zuständig gewesen wäre.4 Da es sich um eine konkurrierende Ge-
setzgebungskompetenz handelt, wurde mit der Herausnahme von Kran-
kenkraftwagen aus dem Anwendungsbereich des PBefG den Ländern Re-
gelungsspielraum eröffnet.5 

Daher sind neben den relevanten Regelungen des Bundes auch landes-
rechtliche Regelungen bedeutsam. Hierbei handelt es sich vorrangig um 
die Landesrettungsdienstgesetze (zum Zusammenspiel insbesondere Teil 4 

____________________ 

3  Fielitz/Grätz, Personenbeförderungsgesetz, § 1 Rn. 2, 21. 
4  Oehler/Schulz/Schnelzer, Rettungsdienst in Bayern, Vorbem. Rn. 3 f. 
5  Brinkmann, Ist Wohlfahrt drin, wo Wohlfahrt draufsteht?, S. 23. 


